
Ministerium für Soziales,    

Gesundheit und Sport 

Pakt für Pflege: MV bekommt breites Bündnis 
für Pflege  
 
In Mecklenburg-Vorpommern werden künftig alle im 
Pflegebereich tätigen Akteure gemeinsam an Lösungen für 
die Zukunft arbeiten. Darauf verständigte sich 
Sozialministerin Stefanie Drese in der heutigen Sitzung des 
Landespflegeausschusses in Schwerin mit Kranken- und 
Pflegekassen, sowie Vertretungen von 
Wohlfahrtsverbänden, Pflegediensten und Kommunen. 
 
Drese: „Wir gehen die Zukunft der Pflege mit dem Pakt für 
Pflege ab jetzt gemeinsam an. Wir benennen die Probleme 
und erarbeiten Stück für Stück Maßnahmen und Lösungen“, 
teilte Drese nach der Sitzung des Ausschusses mit. „Ich bin 
dankbar, dass alle Beteiligten dem Bündnis beitreten und 
ihre Expertise einbringen wollen.“ 
 
Um die Pflege auch in der Zukunft gut aufzustellen, müsse 
der Pakt laut Drese Prioritäten setzen. So sollen zunächst 
sechs Kernthemen bearbeitet werden. Als erstes verwies 
Drese auf das Personal in der professionellen Pflege. „Die 
Arbeitsbedingungen müssen weiter optimiert werden. Sie 
müssen zu den Menschen passen. Es muss möglich sein, 
die Familie und den Beruf zu vereinbaren“, so Drese. 
Attraktive Arbeitsplätze würden bestenfalls auch dazu 
führen, dass ehemalige Pflegende zurück in ihren alten 
Beruf kämen. Auch die Integration ausländischer 
Arbeitskräfte müsse laut Drese besser gefördert werden. 
 
Als weitere Kernthemen benannte Drese die Sicherstellung 
der Versorgungsinfrastruktur und die Pflegeplanung. Unter 
anderem müssten neue Modelle und Ansätze demnach 
mehr genutzt werden. „Es gibt diese inspirierenden 
Vorreiterprojekte. Davon können auch andere Anbieter 
profitieren“, betont Drese. Daten der Kranken- und 
Pflegekassen könnten dazu dienen, Bedarfe in den 
Regionen zu identifizieren und besser zu planen.  
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„Wenn wir diese Routinedaten besser nutzen, können wir 
auch die Beratungs- und Versorgungsangebote für die 
Menschen gezielter einsetzen“, ergänzte Drese zum vierten 
Topthema „Case-Management“. So gebe es zwar bereits 
mehrere individuelle Unterstützungsleistungen für 
Angehörige und die zu Pflegenden im Rahmen des Case-
Managements, die Menschen würden sich aber noch zu 
wenig zurechtfinden. 

Als fünftes Thema benannte Drese den stärkeren Fokus 
auf Demenzerkrankungen. „Die Zahl der Demenzfälle wird 
in den kommenden Jahren in Folge der demografischen 
Entwicklung weiter steigen. Die Beratungs- und 
Versorgungsangebote müssen Demenz daher stärker 
berücksichtigen“, so Drese. „Für die Betroffenen darf es 
kein mit Scham behaftetes Anliegen sein, sich Hilfe zu 
suchen. Sie sind nicht allein. Es muss für jede Form von 
Demenz eine passende Begleitung geben“, forderte die 
Ministerin.  

Zum Abschluss hob Drese die Pflegenden Angehörigen 
hervor. Ihre Situation müsse sich verbessern. „In vielen 
Bereichen unserer Gesellschaft setzen wir uns für 
Gleichberechtigung zwischen Männern und Frauen ein. 
Das muss auch für die häusliche Pflege gelten“, sagte 
Drese. In den meisten Fällen würden Frauen neben der 
Erwerbstätigkeit und dem Familienalltag zusätzlich die 
Sorgearbeit für Angehörige übernehmen. Drese: „Wir 
brauchen neue Ansätze und Konzepte, wie die häusliche 
Pflege besser organisiert werden kann. Dazu zählen neben 
Entlastungen auch mehr Qualifizierungsmöglichkeiten für 
Angehörige.“ 84 Prozent der Pflegebedürftigen werden in 
Mecklenburg-Vorpommern zu Hause gepflegt. Fast 50 
Prozent der Pflegebedürftigen haben keine Unterstützung 
durch professionelle Dienste und Einrichtungen. 

Im nächsten Schritt bringen die Partner des Pakts nun ihre 
Anregungen zu den Themen ein, bevor in 
themenspezifischen Arbeitsgruppen und Treffen konkrete 
Maßnahmen entwickelt werden. „Über den Stand der 
Umsetzung wird es dann Berichterstattungen an den 
Landespflegeausschuss geben“, kündigte Drese an.  

Die nächste Sitzung ist für den 19.01.2024 angesetzt.  
 


